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Problembeschreibung bei Erfassung
Die Kommunikation der Standesämter mit dem Bürger erfolgt derzeit nicht mittels XPersonenstand. Zwar enthält  XPersonenstand in der Version 1.7.1 bereits Mitteilungen für Anzeigen an die Standesämter (gemäß § 18 bzw. § 28 PStG), diese werden aber weder von den anzeigenden Stellen (bspw. Krankenhäuser und Bestatter) erzeugt, noch kann das Fachverfahren im Personenstandswesen diese Mitteilungen entgegennehmen. Eine Abfrage der inzwischen aufgelösten AG Start XPersonenstand hat gezeigt, dass es auf Seiten der anzeigenden Stellen kein Interesse gibt, die Anzeigen in den dort eingesetzten Fachverfahren umzusetzen. Nach hiesiger Einschätzung gibt es dafür zwei wesentliche Gründe: 
1. Die aufgrund des Schriftformerfordernisses erforderliche qualifizierte elektronische Signatur stellt eine hohe Einstiegshürde dar.
2. Die Modellierung sieht derzeit vor, dass die anzeigenden Stellen OSCI-Transport direkt verwenden.  
Weitere Geschäftsvorfälle für die Kommunikation zwischen Bürger und Standesamt sind die Urkundenanforderung und die Anmeldung einer Eheschließung. Diese sind derzeit nicht in XPersonenstand berücksichtigt. 
Der Verlag für Standesamtswesen betreibt mit dem Produkt „xSta“ eine Webanwendung, in der alle o. g. Geschäftsvorfälle aufgegriffen werden. Für die Anzeigen und die Anmeldung einer Eheschließung wird in diesem Produkt auf eine qualifizierte elektronische Signatur verzichtet. Stattdessen werden die Daten ohne Signatur versendet und der Fokus darauf gelegt, die Daten in das Fachverfahren übernehmen zu können, um so die Erfassungsaufwände in den Standesämtern zu reduzieren. Über die Nutzungshäufigkeit in der Praxis, die rechtskonforme Ausgestaltung der Webanwendung und den Grad der Offenheit der Schnittstelle liegen der KoSIT keine belastbaren Informationen vor.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Eine Standardisierung der Kommunikationsbeziehungen der Standesämter zu den Bürgern macht aus Sicht der KoSIT nur unter den folgenden Voraussetzungen Sinn:
1. Die Standesämter werden verpflichtet, diesen Kommunikationsweg anzubieten. Nur wenn sichergestellt ist, dass alle Standesämter diesen Kommunikationsweg anbieten, lohnen sich die Aufwände für die Anpassung von Fachverfahren in den Standesämtern und bei den anzeigenden Stellen bzw. für die Anpassungen von (Landes-/Bundes-)Portalen für Urkundenanforderung und die Anmeldung von Eheschließungen. 
2. Die rechtlich, organisatorischen Regelungen und die Lösungen in XPersonenstand sollten so bürgerfreundlich und service-orientiert sein wie möglich, um die Nutzung durch die anzeigenden Stellen und den Bürger zu befördern und so die Erfassungsaufwände in den Standesämtern zu reduzieren. Insbesondere sollte hier geprüft werden, ob die Prozesse zur Anmeldung der Eheschließung und zur Anzeige nicht attraktiver gemacht werden können, indem hier die erforderlichen Urkunden durch das Standesamt und unter Verwendung von XPersonenstand eingeholt werden können. 
3. Die Kommunikation zwischen Bürger und Standesamt findet nicht direkt statt, sondern mittels Fachverfahren oder Portalen. Es sollte ein einheitlicher Transportweg zwischen den Standesämtern und den Fachverfahren/Portalen festgelegt werden, sofern diese sich nicht in einem Rechenzentrum befinden. 
Im Änderungsbeirat für das Fachmodul des Personenstandswesens sollten zunächst die von der KoSIT genannten Voraussetzungen und deren Realisierbarkeit erörtert werden.  
Falls die Voraussetzungen als realisierbar angesehen werden, sollte zunächst im EG XPersonenstand erörtert werden, wie bürgerfreundliche und service-orientierte Prozesse zur Anzeige von Eheschließungen und zur Anzeige von Personenstandsfällen im Detail aussehen könnten. Diese Vorschläge sollten dann im Rahmen des Änderungsbeirats / der Runde der Personenstandsreferenten diskutiert werden.  
Falls die Voraussetzungen als nicht erfüllbar angesehen werden, sollte das Kapitel zu den Anzeigen in XPersonenstand gelöscht werden, um unnötige Mehraufwände in der Pflege des Fachmoduls zu vermeiden.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2016-01-26
Nach eingehender Diskussion auf Basis des in der Vorlage dargestellten Sachstandes kommt der Änderungsbeirat zu dem folgenden Ergebnis:
· Die Modellierung in XPersonenstand entspricht nicht dem Bedarf. 
· Die xSta-Lösung des Verlags für Standesamtswesen wird weit reichend genutzt. Dies ist allerdings eine Hersteller-abhängige Lösung.
· In den Ländern und Kommunen wurden Portale eingerichtet, dies ist als veränderte Rahmenbedingung für die Weiterentwicklung von XPersonenstand zu berücksichtigen.
· Aus strategischen Gründen ist eine erneute Befassung mit dem Ziel, eine Anbindung für ein Portal zu schaffen, wünschenswert.
Der Änderungsbeirat beschließt, die im Standard enthaltenen Nachrichten zur Kommunikation mit dem Bürger zu löschen, weil sie nicht anforderungsgerecht sind.
Das EG wird gebeten, zu untersuchen, wie mit anderen Methoden unter Nutzung von XPersonenstand die Kommunikation mit dem Bürger intensiviert werden kann und die Anforderungen zu benennen, die an ein solches Verfahren zu stellen sind. Dabei sind die aktuellen Rahmenbedingungen, insb. die Nutzung von Portalen, in Betracht zu ziehen.
Bearbeitet durch: Expertengremium	2016-02-18
Allgemeine Überlegungen zu der Einbindung von Portalen
Die Expertengruppe bestätigt die Auffassung des Änderungsbeirates, nach der die Modellierungen in XPersonenstand bezüglich Kommunikation mit Dritten (hier: Bestatter, Kliniken, Bürger) nicht dem Bedarf entsprechen, da diese die in den Kommunen und Ländern eingeführten Portale nicht berücksichtigen. Eine direkte Kommunikation zwischen Bürger (bzw. anzeigender Stelle) und dem Standesamt wird auch vom Expertengremium als nicht praxisgerecht angesehen. 
Einigkeit besteht darin, dass in XPersonenstand das Datenformat erarbeitet werden sollte, mit dem ein Portal die Angaben des Bürgers (bzw. anzeigende Stelle) an das Standesamt übermittelt. 
Es wird die Frage aufgeworfen, ob nicht darüber hinaus in XPersonenstand auch Vorgaben zum Übermittlungsweg gemacht werden sollten (bspw. Verwendung von XTA). Diese Frage wurde nicht weiter diskutiert, soll aber in der weiteren Bearbeitung beantwortet werden. 
Herr Kollmannsberger erinnert an eine Studie zum Thema Standesamtsportal mit dem Titel „Studie zur Online-Registerauskunft für Bürgerinnen und Bürger sowie zur Online-Beantragung von Urkunden“ aus dem Jahr 2012. Es soll geprüft werden, ob sich Ergebnisse der Studie für die weitere Arbeit nutzen lassen.
Urkundenanforderung
Bezogen auf die Urkundenanforderung werden zwei unterschiedliche Standpunkte vorgetragen: 
1. Die Anforderung per E-Mail und Telefon ist zu unsicher. Die Urkunde kann so leicht von einem Unberechtigten angefordert werden, was bei der datenschutzrechtlichen Brisanz der Urkunden äußerst kritisch ist.
2. Die Anforderung per E-Mail und Telefon ist Wirklichkeit. Eine Verpflichtung auf die Nutzung eines Portals, in dem sich der Bürger authentisiert, wäre in der Praxis kaum durchsetzbar / leistbar. 
Die anwesenden Praktiker berichten, dass es teilweise lax (2.) und teilweise streng (1.) gelebt wird. Eine Einigung auf einen der Standpunkte wird nicht erzielt. 
Es besteht Einigkeit, dass es für die Standesämter von großem Nutzen ist, wenn der Bürger das Standesamt für die Anforderung von Urkunden nicht aufsucht, sondern die Urkundenanforderung dem Standesamt auf anderem Wege zukommen lässt. 
Es besteht Einigkeit, dass es bei der Urkundenanforderung kaum von Nutzen ist, die Angaben des Bürgers in das Fachverfahren zu übernehmen. Der Umfang der Suchdaten ist minimal und in vielen Fällen müssen für die Ausstellung der Urkunde noch die Papierregister herangezogen werden.
Es wird berichtet, dass im BMI derzeit Überlegungen angestellt werden, die Urkunden zukünftig mit einem 2D-Barcode auszustatten. Dieser 2D-Barcode enthält die auf der Urkunde abgedruckten Daten und eine Signatur, sodass sich die Urkunden ggf. sogar per E-Mail an den Bürger zustellen ließen (vgl. Anlage 2). In der weiteren Arbeit an diesem CR soll der Mechanismus des 2D-Barcodes genauer betrachtet und die Auswirkungen auf die Kommunikation mit dem Bürger untersucht werden. 
Es wird berichtet, dass mindestens in Dortmund und Köln die Nutzung der xSta-Schnittstelle zugunsten einer Lösung aufgegeben wird, nach der bei einer Urkundenanforderung durch den Bürger über das Portal der Kommune zwar nur eine E-Mail für das Standesamt generiert wird (also keine Übernahme der Daten ins Fachverfahren mehr möglich sein wird), dafür aber die Erstellung der Rechnung erleichtert wird. 
Es wird berichtet, dass Baden-Württemberg plant, ein Landesportal unter Verwendung der xSta-Schnittstelle aufzubauen. Alle Standesämter aus BW sollen über das Landes-Portal erreichbar sein.
Beschlüsse zur Voranmeldung
Die Voranmeldung einer Eheschließung bzw. Lebenspartnerschaft sollte folgende Daten enthalten: 
· Für jeden Ehegatte/Lebenspartner: 
· Daten zum Personenstand
· Name
· Vorname
· Geburtsname
· Geburtsdatum
· Geburtsort 
· Geburtsstaat
· Geschlecht
· Angabe, ob die Person verheiratet war bzw. in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft war
· Staatsangehörigkeit(en)
· Anschrift der aktuellen Hauptwohnung
· Kontaktdaten
· Email
· Telefonnummer
· Anzahl der gemeinsamen Kinder
· Unverbindlicher Wunschtermin und –ort für die Eheschließung bzw. Begründung der Lebenspartnerschaft (wird nicht ins Verfahren übernommen)
Anhand der Daten werden im Standesamt die folgenden Fragen beantwortet: 
· Geburtsort: Liegen die Urkunden im Standesamt vor oder müssen diese vom Bürger beschafft werden?
· Geburtsstaat / Staatsangehörigkeit: Welche Art von Urkunde / Registerauszug wird benötigt?
· Anzahl der gemeinsamen Kinder: Müssen Urkunden für gemeinsame Kinder beigebracht werden?
· Anschrift der Hauptwohnung: Ist das Standesamt für die Anmeldung zuständig und müssen ggf. Meldebescheinigungen vorgelegt werden? 
· Angabe zu Vorgehen/-Lebenspartnerschaften / Staatsangehörigkeit(en): Wie zeitaufwändig ist die Anmeldung einer Eheschließung? 
Das Portal unterstützt den Bürger bei der Bestimmung des Standesamts, an welches die Voranmeldung zu senden ist. Die Details der Adressierung und Parametrisierung sind noch zu diskutieren.
Über den Prozess werden die folgenden Aspekte festgehalten: 
Die Weiterleitung einer Voranmeldung (für den Fall, dass das Standesamt für die Anmeldung der Ehe/LP nicht zuständig ist) ist momentan nicht erforderlich. Sollte sich in der Praxis zeigen, dass es hierfür einen Bedarf gibt, soll nachgesteuert werden.
Vorläufiges Zwischenergebnis zu den Anforderungen an Portale
Die folgenden Anforderungen an ein Portal stellen nur ein vorläufiges Zwischenergebnis dar.
· Das Portal ermittelt anhand der Angaben des Bürgers, an welches (Wohnsitz-) Standesamt die Voranmeldung zugestellt werden muss. 
· Das Portal ermittelt aus den Angaben des Bürgers, ob es sich um die Anmeldung einer Ehe oder einer Lebenspartnerschaft handelt und generiert die entsprechende XPersonenstand-Nachricht.
· Eine Identitätsfeststellung der beteiligten Bürger durch das Portal ist nicht erforderlich, da die Bürger für die eigentliche Anmeldung der Ehe/LP im Standesamt vorstellig werden müssen. 
· Das Portal adressiert das zuständige Standesamt und stellt die XPersonenstand-Nachricht zu.
Bearbeitet durch: Herr Kollmannsberger	2016-03-01
Es sollte nochmal genauer diskutiert werden, ob auf eine Identitätsfeststellung durch das Portal verzichtet werden kann. Problematisch könnten nicht ernsthaft gemeinte Voranmeldungen sein. Wenn keine Identitätsprüfung stattfindet ist auch das Risiko hoch, dass dies z. B. Reichsbürger benutzen könnten, um Behörden „lahm“ zu legen.
Ferner wird in Bayern für die schriftliche Auskunft über die vorzulegenden Dokumente eine Gebühr in Höhe von 10 € erhoben. Dies müsste dann auch auf dem elektronischen Wege gewährleistet werden, eine Identifikation des Betroffenen ist dann unumgänglich.
Bearbeitet durch: KoSIT/ FB/OV	2016-03-10
Für die elektronische Voranmeldung einer Eheschließung wurde in der Spezifikation ein neues Kapitel erstellt: 15 Datenübermittlung im Zusammenhang mit Voranmeldungen zur Eheschließung. 
Es wurde ein Entwurf eines Prozessmodells erstellt und in die Spezifikation eingebunden.
Weiterhin wurde die Nachricht 082010 „Voranmeldung zur Eheschließung“  erstellt und in die Spezifikation eingebunden.
Bei der Bearbeitung sind folgende Fragen aufgetreten/offen geblieben:
· Welchen Bereich soll die Prozessmodellierung in XPersonenstand betrachten?
· These: Der Prozess beschreibt lediglich das Versenden der Nachricht vom Portal an das zuständige Standesamt. Einzige Vorbedingung für die Nachricht ist, dass das adressierte Standesamt für einen der Ehegatten zuständig sein muss. Einziger in XPS beschriebener Effekt ist, dass das StA die Voranmeldung prüft und auf nicht spezifiziertem Wege mit dem Bürger Kontakt mit dem Bürger aufnimmt, um die eigentliche Anmeldung in die Wege zu leiten. 
· Zeitnahe (XPersonenstand-) Antwort von Autista an das anfragende Portal (automatisierte Überprüfung der eingegangenen Nachricht auf Bearbeitbarkeit im Fachverfahren)?
· Gibt es eine Gesetzesgrundlage für die Voranmeldung (§ 12 PStG), bedarf es ggf. einer?
· Vor dem Hintergrund der Rückmeldung aus BY:
· Ergänzen der Nachricht um einen Merker „ID geprüft“?
· Ergänzen der Nachricht um einen Merker „schriftliche Auskunft über die vorzulegenden Dokumente“ erwünscht?
· Ist eine Ergänzung um eine Rechnungsanschrift erforderlich?
· Klärung der Details der Adressierung und Parametrisierung
· Ist die Voranmeldung über ein Portal ein verbindlich anzubietender Service für Standesämter?

Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-09-20
Der Verlag für Standesamtswesen plant die Einstellung der Applikation xStA.
Auf dem EG 16-05 berichtete Herr Weber, dass sich das Standesamt Berlin Marzahn-Hellersdorf an die KoSIT gewandt hat, mit der Bitte, xSta nicht einzustellen, da durch die Nutzung der elektronischen Voranzeige im Standesamt eine erhebliche Menge an Arbeitsaufwand eingespart werden konnte. Durch den angekündigten Wegfall des Produktes xSta sieht sich das StA Berlin Marzahn-Hellersdorf mit erheblichen personellen Engpässen konfrontiert.
Der VfSt berichtet zum Sachstand:
· Der VfSt wird das Frontend für die Anzeige von Geburten und Sterbefällen einstellen.
· Nach Marktbewertung wird das Modul wenig genutzt (ca. 150 Anwender bundesweit, davon 100 in Berlin, da die Anwendung dort durch das LABO zentral beschafft wird) und bietet nur einen geringen Mehrwert für die Sachbearbeitung, da die Papiermitteilungen weiterhin in jedem Fall geprüft und bearbeitet werden müssen.

Herr Bockstette weist darauf hin, dass für die elektronische Anzeige von Geburten und Sterbefällen gemäß § 6 Abs. 2 PStV XPersonenstand zu verwenden ist. Der VfSt merkt dazu an, dass es sich bei xSta nicht um elektronische Anzeigen handelt, da die Papiermitteilungen auch bei Verwendung von xSta maßgeblich sind.
Die Thematik der Geburts- und Sterbeanzeigen soll vor dem Hintergrund der Einstellung von xSta im CR Kommunikation mit dem Bürger (2/2016) weiter erörtert werden:
· Die Einschätzung des VfSt hinsichtlich des Mehrwerts einer elektronischen Voranzeige für die Sachbearbeitung war nicht unstrittig. 
· Auf der XÖV-Konferenz 2016 wurde über das Vorhaben „Portalverbund“ des IT-Planungsrats berichtet. Die mit dem Vorhaben verbundene Standardisierung von Portalfunktionen (hier insb. Authentisierung des Bürgers) sollte in der Bearbeitung des CR Berücksichtigung finden.
Bearbeitet durch: KoSIT	2016-09-27
Der Eintrag vom 18.02.2016 zeigt, dass in diesem CR nicht nur die Kommunikation mit dem Bürger betrachtet werden soll, sondern die darüber hinaus die Kommunikation mit Krankenhäusern und Bestattern. Es geht primär also um Anzeigen an das Standesamt. Mit dem Wegfall der Lösung des Verlages bietet sich ein Anlass, eine Portallösung für XPersonenstand eingehend zu prüfen. Dazu sollen zuerst Informationen von Herrn Helmer bezgl. des Portalverbundes des IT-Planungsrates eingeholt werden. Danach ist das weitere Vorgehen in der KoSIT zu erörtern.
Evtl. ist damit eine Änderung des ToDo1. Verbunden, da möglicherweise die Anzeigen nun mehr in den Fokus des CRs rücken.
Bearbeitet durch: KoSIT (FB/HW)	2016-11-01
Ziel der nächsten EG-Sitzung sollte Vorbereitung des Berichts an den CAB sein. Dazu: 
1. Bestätigung der Zwischenergebnisse zur Kommunikation mit den Bürgern: 
a. Voranmeldung der Eheschließung
i. Geschäftsvorfall über XPersonenstand abzubilden ist sinnvoll!
ii. Weg über Portale 
iii. (siehe 2016-02-18)
b. Urkundenanforderung
i. Die Einsparung von Kundenkontakt wird als wesentlich angesehen. 
ii. Geschäftsvorfall über XPersonenstand stiftet für das Standesamt wenig Nutzen hinsichtlich Vermeidung von Medienbrüchen, da sich Urkundenanforderungen überwiegend auf Papiereinträge beziehen. 
iii. Aktueller Zustand (Anforderung über EMail / Telefon) wird von Standesamtsvertretern hinsichtlich rechtlicher Zulässigkeit unterschiedlich bewertet (Zustellanschrift = Meldeanschrift?!?)
iv. Falls Urkundenanforderung ohne Identitätsprüfung nicht zulässig, dann Prüfung, ob Identitätsprüfung über Portale möglich ist (mit oder ohne XPersonenstand). 
2. Übertragbarkeit der „Methode“ aus der Kommunikation mit dem Bürger auf den Bereich (Vor-)Anzeigen:  
a. Voranzeige Geburt / Sterbefall
i. Keine Schriftformerfordernis erforderlich
ii. Nutzen einer elektronischen Mitteilung für diese Geschäftsvorfälle klären
iii. Modellierung einer Datenstruktur und Anforderungen an Portale auch für Krankenhäuser und Bestatter die geeignete Methode?
b. Anzeigen für Geburten / Sterbefälle
i. Schriftformerfordernis über Portale erfüllbar?
Klarstellung, dass vorläufige Arbeitsergebnisse (Kapitel 11) nicht im aktuellen Release veröffentlicht werden. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Grundsätzliche Eignung einer Portallösung
Für alle vier im CR genannten Fälle (Voranmeldung der Ehe, Urkundenanforderung, Anzeige der Geburt, Anzeige des Sterbefalls) ist jeweils eine „große“ und eine „kleine“ Lösung denkbar: In der großen Lösung wird die jeweilige Meldung vom Autor mit einer qualifizierten digitalen Signatur unterschrieben, in der kleinen Lösung werden die Daten ohne eine solche digitale Unterschrift mitgeteilt. 
Anzeige der Geburt und des Sterbefalls
Die kleine Lösung wurde für die Voranzeigen der Geburt und des Sterbefalls durch xSta Anzeigen realisiert. Trotz des separat noch erforderlichen Papierwegs ermöglicht sie erhebliche Aufwandseinsparungen auf Seiten der Standesämter:
· Dortmund gibt eine Ersparnis in der Größenordnung von 3min pro Fall an (entsprechend 0,4 VK).
· Berlin-Marzahn gibt an, dass 75% der Sterbefälle über xSta-Anzeigen gemeldet werden (Einsparung: 0,25 VK).
· xSta-Anzeigen wird nicht flächendeckend eingesetzt. Dort, wo es eingesetzt wird, hat sich gezeigt, dass Aufklärung und Werbung in Richtung der Krankenhäuser und Bestatter eine wichtige Voraussetzung für das Funktionieren einer elektronischen Voranzeige sind.
Unter der Annahme, dass der VfSt wie angekündigt, xSta-Anzeigen zum 01.11.2017 einstellt, soll für die Anzeigen eine neue „kleine Lösung“ auf Grundlage von Portalen und in XPersonenstand spezifizierten Nachrichten von den Portalen an die Standesämter verfolgt werden. 
Eine „große Lösung“ für die Anzeigen würde zwar noch weiteren Aufwand auf Seiten der Standesämter einsparen, erscheint aber mittelfristig kaum erreichbar.
Voranmeldung der Eheschließung
Die kleine Lösung ist für diese Mitteilung grundsätzlich ausreichend, allerdings sind weiterhin Fragen zu dem Niveau einer eventuellen Identitätsprüfung des Bürgers durch das Portal sowie zur Übermittlung weiterer Daten z. B. zur Zahlungsabwicklung zu klären. 
Urkundenanforderung
Für die Urkundenanforderung wird die kleine Lösung – je nach Land und Standesamt – bereits teilweise durch Email und Portallösungen abgedeckt. Teilweise werden dabei bereits spezifische Anforderungen der Standesämter z. B. zur Zahlungsabwicklung berücksichtigt. 
Eine XPersonenstand-basierte kleine Lösung dürfte hinter diese existierenden Lösungen nicht zurückfallen. Andernfalls würde die XPersonenstand-basierte Lösung voraussichtlich nicht akzeptiert. 
Auch für den Bereich der Urkundenanforderung ist der Aspekt einer möglichen Identitätsprüfung durch die Portale genauer zu klären. Die Einschätzungen der Standesämter zur Notwendigkeit einer Identitätsprüfung gehen, wie bereits im CR dargestellt, auseinander. Die Einschätzung von Herrn Bockstette ist, dass eine Identitätsfeststellung bei der Urkundenanforderung erforderlich ist.
Beschlüsse:
· Für die Anzeigen und die Voranmeldung der Ehe sollte die kleine Lösung in XPersonenstand weiter verfolgt werden. 
Vor einer Umsetzung der Urkundenanforderung in XPersonenstand müssten detaillierte Informationen über die bereits in den Standesämtern realisierten Lösungen erhoben werden.
· Für die Anzeigen sollte neben dem hauptsächlichen Einsatz der Meldung vom Portal an ein Standesamt auch die freiwillige Verwendung direkt durch ein Fachverfahren des Krankenhauses oder Bestatters geprüft werden.
· Um zu klären, welche über die eigentlichen fachlichen Angaben hinausgehenden Informationen in die Nachrichten aufgenommen werden können, ist es vor einer weiteren Bearbeitung erforderlich, mehr Klarheit über die Fähigkeiten und Eigenschaften der Portale zu erhalten. 
Dies betrifft insbesondere der Aspekt der Authentifizierung / Identitätsprüfung; aber  z.B. auch Möglichkeiten zur Zahlungsabwicklung.

Klarstellung zu zeitlicher Lücke
Unter der Annahme, dass xSta-Anzeigen wie angekündigt zum 01.11.2017 eingestellt wird (Frontend und Backend), entsteht in jedem Fall eine zeitliche Lücke, da eine XPersonenstand-basierte Lösung frühestens zum 01.11.2018 produktiv werden kann und zudem noch durch die Portale implementiert werden muss.
Weitere Schritte zum möglichen Schließen dieser Lücke können nur außerhalb vom EG XPersonenstand erfolgen.
Bearbeitet durch: BMI (Bockstette)	2016-12-01
[…]
zu der im EG 16-07 aufgeworfenen Frage, wie der Bund aktuell zum Thema „Portale“ steht, übersende ich Auszüge aus den Referentenentwürfen 
1. eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (hier Artikel 1 des Entwurfs) und 
1. eines Begleitgesetzes zur Neuregelung des bundeseinheitlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften (hier Artikel 9 des Entwurfs) 
mit der Bitte um Kenntnisnahme.
[…]
Der Entwurf wurde als Anlage 3 dem CR zugeordnet.
Bearbeitet durch: KoSIT	2016-12-07
Der CR Kommunikation mit dem Bürger wurde in zwei CRs aufgeteilt: 
· Voranzeigen  2016/123
· Voranmeldungen  2016/124
Der vorliegende CR wird nach Veröffentlichung von XPersonenstand v1.7.2 geschlossen. 

Bearbeitet durch: KRDS (Gall)	2016-12-07
Die Rückmeldung von Herrn Gall zur „Praktikerumfrage“ bei den Rechenzentren ist in Anlage 4 zum CR gespeichert.
Bearbeitet durch: ekom21 (Barghi)	2017-01-04
Die Rückmeldung von Frau Barghi zur Umfrage in RLP wurde als Anlage 5 zum CR aufgenommen.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2017-01-16
Dem Änderungsbeirat wird der aktuelle Stand des CR geschildert.
Auszug aus dem Protokoll:
„Der CR wird geschlossen und das Thema in zwei neu formulierten Änderungsanträgen weiter bearbeitet (123/2016 Voranzeigen und 124/2016 Voranmeldungen). Die Einzelheiten dazu werden im Rahmen des TOP 4 Arbeitsplanung besprochen.“
Geplante weitere Bearbeitung
1. [EG16-01] Es soll zunächst die Voranmeldung einer Ehe / LP ausmodelliert werden. Erst danach soll über die Anzeigen und die Urkundenanforderung gesprochen werden. 
2. [EG16-01] Die KoSIT wird auf Basis der Ergebnisse zu der Voranmeldung einen ersten Vorschlag für ein Kapitel in XPersonenstand erstellen, d. h.
a. Erstellen einer groben Prozessbeschreibung (unter Verwendung von Portalen)
b. Modellierungsvorschlag einer Nachricht für eine Voranmeldung einer Ehe erstellen
3. [EG16-01] Die KoSIT wird die Studie zum Standesamtportal sichten und prüfen, welche Aspekte in der nächsten Befassung zum Thema Voranmeldung diskutiert werden sollten. 
4. [EG16-01] Der Mechanismus der 2D-Barcodes wird dem EG vorgestellt werden. Ggf. findet hierfür ein Austausch zwecks Detailklärung zwischen KoSIT und BSI statt. 
5. [KoSIT vom 2016-03-10] Vorstellung des Entwurfes der KoSIT und Bearbeitung der offenen Fragen im EG
6. Im EG sind die Anforderungen der verschiedenen Anwendungsfälle genauer zu benennen. 
7. [EG16-05] Herrn Helmer um Material über den Portalverbund des IT-Planungsrates bitten.
8. Danach: Prüfung der Informationen auf Eignung für ein „Bürger-Portal“ für das Standesamtswesen. 
9. Herr Zimmermann macht eine Länderabfrage mit folgenden Aspekten
a. Darstellung, was XPersonenstand beabsichtigt;
b. Frage, ob es Länderportale gibt oder mehrere Rechenzentren;
c. Frage nach den Fähigkeiten der Portale im Allgemeinen und im Besonderen bzgl. Identitätsfeststellung / Authentifizierung, Bezahlung und Unterstützung für Organisationen als Kunden (juristische Personen).
10. [bookmark: _GoBack]Direkte „Praktikerabfrage“ bei den Rechenzentren (jeweils im eigenen Bereich) von Frau Barghi und Herrn Gall
11. Klärung, wie der Bund aktuell zum Thema Portale steht durch Herrn Bockstette
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